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SPD auf dem Weg 
aus der NATO 
Woriem Parteitag der SPD in Köln an diesem 
fftrt    nende wlrd die Sozialdemokratische 
*Ämlt überwiegender Mehrheit nein sagen 
•chLi   T°-Doppelbeschluß. Mit dieser Ent- 

W    9 w,rd zum er8ten Ma,e se,t dem 
t|
0hoifber9er Grundsatzprogramm der tradi- 

tmS Soz,aldemokratische Flügel unter Hel- 
^«iTChm,dt auf emem SPD-Parteitag in eine 
for?

lngslose Minderheit gedrängt, stellt Hei- 
r ^Werfest. 

rjje _ . 
s«t> einem Jahrzehnt andauernden Auseinander- 
rtQii Un9en innerhalb der SPD zwischen dem traditio- 
sch 

S02ia'clemokratischen, dem pazifistisch-ökologi- 
P|(j n F|ügel (Eppler) und dem neo-marxistischen 
»Hit? (Jun9sozialisten) sind damit entschieden. Da- 
Schr/

at sich Willy Brandt eindeutig gegen Helmut 
m'dt durchgesetzt. 

&rJ?D fo|gt mit dieser Entscheidung der von Willy 
v0n ? aus9egebenen Strategie, eine Mehrheit links 
Qrjj er Ur>ion zu suchen. Da diese Mehrheit ohne die 
heutj

en ur»d die außerparlamentarischen Kräfte der 
lie9t rt6n Protestbewegung nicht zu erlangen war, 
$cri6 plese gegen die NATO gerichtete außenpoliti- 
cl6s B

bntscheidung der SPD in der politischen Logik 
on2 

rar)dt-Kurses: Eine Mehrheit links von der Uni- 
Schaffen, bedeutet gleichzeitig eine inhaltliche 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Anpassung an die Programmatik der Grü- 
nen und der Protestbewegung, die ihrer- 
seits seit Jahren den Austritt der Bundes- 
republik Deutschland aus der NATO for- 
dert. 

Der Kölner Parteitag der SPD wird in 
die Geschichte der Sozialdemokrati- 
schen Partei und der Bundesrepublik 
Deutschland eingehen als der Partei- 
tag, auf dem die SPD unter Führung 
von Willy Brandt aus der gemeinsa- 
men Außen- und Sicherheitspolitik 
des Westens ausstieg. Nicht mehr 
Helmut Schmidt und Hans Apel sind 
die außenpolitischen Repräsentanten 
der SPD, sondern Bahr, Eppler, Lafon- 
taine und Ehmke. Hans Jochen Vogel 
zeigt sich als einflußloser, kraftloser 
Leerformelverwalter. 

Die SPD ist in ihrer Außen- und Sicher- 
heitspolitik auf dem Weg zurück in die 
fünfziger Jahre, in denen sie schon einmal 
die Bundeswehr, die NATO, die atomare 
Bewaffnung der Bundeswehr abgelehnt 
hat. Dieser politische Ausstieg der SPD 
aus der außen- und sicherheitspolitischen 
Verantwortung stellt deshalb einen wichti- 
gen Einschnitt in die politische Entwick- 
lung der Bundesrepublik Deutschland dar, 
weil damit der Konsens der SPD mit den 
anderen demokratischen Parteien in der 
Bundesrepublik Deutschland und dem 
verbündeten Ausland einschließlich der 
regierenden sozialistischen Parteien in Ita- 
lien und Frankreich in der Außen- und Si- 
cherheitspolitik endgültig zerbrochen ist. 
Dieses schadet den Interessen unseres 
Landes. 
Rückblickend erweist sich, daß die frühere 
Regierung Helmut Schmidt nicht nur in- 
nenpolitisch, sondern auch außenpolitisch 
am Ende gewesen war. Helmut Schmidt 
konnte mit dieser SPD seine Außenpolitik 
nicht mehr durchsetzen. 

Helmut Schmidt war im Herb«t 
vergangenen Jahres nicht nur •" 
politisch, sondern vor allem auße ^f 

litisch   am   Ende.   Die   Bildung     , 
neuen Regierung unter Helmut 
war infolgedessen historisch n°   ^ 
dig, um die von der Bundesrep   . 
Deutschland eingegangene Verp    . 
tung    gegenüber    dem    westl' 
Bündnis einhalten zu können. 

Ebenso richtig war die Entscheidung 
gunsten der Bundestagswahl am 6- *% 
bei der auch für jeden Bürger erken , 
über das Ja oder Nein zum NATO-D°P ^ 
beschluß abgestimmt wurde. Ohne o 
Entscheidungen, die Bildung der ne g 
Regierung und die Bundestagswahl a „, 
März, wäre die Bundesrepublik Deu^.fl 

land heute international handlungsun 
Am NATO-Doppelbeschluß scheiden j 
die Wege in der deutschen Außenp i(l 

Ein Nein zum NATO-Doppelbeschluß '^ 
seiner Konsequenz ein Nein zur N . 
selbst. Der Wortbruch der Aufkünd"^, 
des NATO-Doppelbeschlusses wäre

h|e|v 
Anfang vom Ende der NATO. Die A»3 f, 
nung der westlichen Nachrüstung d ^ 
die SPD ist der Beginn einer grunds*^ 
chen Änderung ihrer Außenpolitik, d'6^ 
Bundesrepublik Deutschland lanS"'^ 
aus der NATO heraus in ein politi5 ^ 
Niemandsland führt und im Enderg6 ^ 
die Abhängigkeit von der Sowjetunion 

sicr 

Folge hat. 
Insofern ist es völlig konsequent 
SPD-Vorstandsmitglied   Lafontaine 
Austritt der Bundesrepublik Deutsc 
aus der NATO propagiert. Damit lehn 
SPD die Grundbedingungen und Vor j 
Setzungen unserer Sicherheit ab, die ^ 
vierzig Jahre in Europa den Friede 
Freiheit bewahrt haben. 

J Ein allgemein unverbindliches •"• . 
SPD zur NATO, wie es im Lei«"% 
des SPD-Vorstandes und der An"" 
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^mission der SPD für den Partei- 
2 vorbereitet wird, hat deshalb le- 

9Hch den Charakter eines Lippen- 
ek®nntnisses und ist politisch ge- 
^soviel wert wie das frühere Ja der 

D zum NATO-Doppelbeschluß. 

**" Kurswechsel 
qersPD 

Oktob, -Jer 1977 gab der damalige Bun- 
sit2e

anzler und stellvertretende SPD-Vor- 
l0rid

nde Helmut Schmidt in einer Rede in 
B vu   den entscheidenden Anstoß für 

Erlegungen,   die  zum  Doppelbe- schi 
Üb 

'HUR M 
9eführt NAT0 am 12> Dezember 1979 

Vli hhaben" Helmut Schmidt hat sehr 
Sen H aUf die Notwendigkeit hingewie- 
S tfß d'e SowJetunion mit der Aufstel- 
G|*ich Ss"20-Raketen das militärische 
ha,b 

n9ewicht in Europa zerstört hat. Des- 
^ AKÜSSe   entweder   die   Sowjetunion 
der Ve h aU ihrer Raketen auf dem Wege 

das Q Handlungen gebracht werden oder 
^r6ch

eicngewicht müsse durch eine ent- 
Hwnde   Nachrüstung  des  Westens 
% off

her9estellt werden. Dies war auch 
W l2lelle Position der SPD als Regie- 

A.»d
Partei- 

^ l8
em bevorstehenden SPD-Parteitag 

?'ch d •• November 1983 in Köln wird 
,eselbe Partei nunmehr gegen die 

sie 
chrf       '"c rariBI  nunmerir  yeyeii 

^iricj StUnQ aussprechen. Sie sagt, 
^itat6 S'Ch mit dieser Haltung in Konti- 
9e Vo ^ den Beschlüssen ihrer Parteita- 

gs (1979) und München <1982)- 
^jÄ'st* daß die SPD sich in Berlin mit 
V BCJ elmehrheit dafür ausgesprochen 
?chen ^ notwendigen verteidigungspoliti- 
lrfi pa)| 

ptionen festzulegen, damit diese 
sch6r g 

eines Scheiterns rüstungspoliti- 
N6n" (7imünun9en wirksam werden kön- 
S't h 28 der Parteitagsbeschlüsse), 

^hlu? Sie inhaltlich den NATO-Doppel- 
vorweggenommen. In München 

hat die SPD beschlossen: „diese Verhand- 
lungen mit dem Ziel zu führen, sowjeti- 
sche eurostrategische Raketen abzubau- 
en, um die Einführung neuer eurostrategi- 
scher Mittelstreckenwaffen der Vereinig- 
ten Staaten überflüssig zu machen" (Ziffer 
B 11 der Parteitagsbeschlüsse). 

Auf dem Münchner Parteitag stellte 
der SPD-Vorsitzende Willy Brandt 
fest: „Zu den Grundelementen unse- 
res Leitantrages gehört, den Doppel- 
beschluß der NATO nicht neu aufzu- 
werfen. Er ist ein Faktum. Er gehört zu 
den Mechanismen, der auf beide Sei- 
ten Druck ausübt, sich zu einigen. Wir 
dürfen nichts tun, die Verhandlungen 
zu gefährden... Ein Abrücken vom 
NATO-Doppelbeschluß könnte der 
Sowjetunion das Alibi liefern, nicht 
ernsthaft zu verhandeln. Und es gäbe 
den USA Anlaß, sich von der Selbst- 
verpflichtung zu ernsthaften Verhand- 
lungen zu entfernen. Beides können 
und dürfen wir nicht wollen." 

Und im „Sozialdemokrat-Magazin" (Heft 
5/1982, Seite 10) wurde als Ergebnis des 
Parteitages bestätigt: „Die Sozialdemo- 
kraten stellen den NATO-Doppelbeschluß 
nicht in Frage. Die in Genf begonnenen 
Verhandlungen von Amerikanern und So- 
wjets über Mittelstreckenwaffen sollen 
nicht gefährdet werden." 

Auch Helmut Schmidt hat auf dem Münch- 
ner Parteitag u. a. festgestellt: „Die Genfer 
Verhandlungen zwischen den USA und 
der Sowjetunion werden nur dann erfolg- 
reich sein, wenn Moskau bei einem Schei- 
tern der Gespräche mit der Stationierung 
angemessener amerikanischer Waffen in 
Westeuropa ab Ende 1983 rechnen muß." 

Diese Aussagen belegen, daß die SPD in 
Berlin und München zumindest nach au- 
ßen hin den NATO-Doppelbeschluß befür- 
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wortet hat. Auf ihrem Parteitag in Köln will 
sich die SPD von dieser Position wegsteh- 
len.  Ihre Schutzbehauptung,  die Ableh- 
nung der Nachrüstung stehe in der Konti- 
nuität  ihrer Beschlüsse von   Berlin  und 
München, ist eindeutig unwahr. Sie verhält 
sich   damit   genauso   wie   es   Helmut 
Schmidt am 23. Mai 1982 vor der SPD- 
Bundestagsfraktion beschrieben hat: 

„Die Sozialdemokraten sträuben sich 
innerlich noch und noch Lügen zu er- 
zählen, das ist auch gut so. Aber sie 
bleiben auch nicht bei ihren Wahrhei- 
ten. Und wenn heute etwas beschlos- 
sen ist, wird es morgen von einem 
Genossen   öffentlich   ins   Gegenteil 
verkehrt. Die SPD hat zwischen Mün- 
chen  (1982)  und  Köln  (1983)  einen 
grundlegenden Kurswechsel in ihrer 
Friedens- und Sicherheitspolitik voll- 
zogen." 

Wie begründet 
die SPD diesen 
Kurswechsel heute? 
Die SPD behauptet, die politischen Grund- 
lagen hätten sich seit der Verabschiedung 
des NATO-Doppelbeschlusses geändert. 
Tatsache ist, daß zum Zeitpunkt der 
Schmidt-Rede im Herbst 1977 10 SS-20- 
Raketensysteme Europa bedrohten. Im 
Dezember 1977, bei Verabschiedung des 
NATO-Doppelbeschlusses, waren es be- 
reits 140, und heute sind es ca. 360. Die 
einzige Änderung, die seit dem NATO- 
Doppelbeschluß feststellbar ist: der Aus- 
bau der sowjetischen Überrüstung im Be- 
reich der Mittelstreckenraketen. 

Geändert hat sich also nicht die mili- 
tärstrategische oder die politische Si- 
tuation, sondern die SPD hat einen 
grundlegenden politischen Kurswech- 
sel vorgenommen und sich von der 

0 
Sicherheitspolitik   Helmut   Seh* 
und der übrigen großen demo ^ 
sehen   Parteien  verabschiedet,    . 

sie mit vordergründigen Argun* 

vernebeln will. ... 
Auch das von der SPD vorgebrachte ^ 

gument, die Amerikaner hätten nien 
nügend intensiv und kompromißbere" 

handelt in Genf, trifft nicht zu. . 

Tatsache ist, daß die USA am 18- N% 
ber 1981 die „Null-Option" vorschlug 
Diese sah den Verzicht auf die AufsW ^ 
von Pershing II und Cruise Missiles ^ 

sofern die Sowjets ihre SS 4, SS 
SS 20 abbauen würde. . ,- 
Tatsache ist ferner, daß der US-Prä% 
Reagan am 30. März 1983 ein Zwiscn% 
gebnis vorschlug, das beiderseits Q] ^ 
Dislozierungen auf niedrigem Niveau 

sah. .„< 

Tatsache ist schließlich, daß US-Präj| 
Reagan am 26. September 1983 Wj> 
konkrete Vorschläge für die INF-Ver% 
lungen machte, darunter die Begren 

von INF-Flugzeugen in die Diskussion 

zubeziehen. 

Zu all diesen Vorschlägen hat dl«, 
wjetunion „njet" gesagt. Alle sow 
sehen Gegenvorschläge liefen &j 
hinaus, ihr Monopol Im Bereit , 
Mittelstreckenwaffen zu zementi* 

Bezeichnend für die heutige Mehn' j 
meinung innerhalb der SPD ist, da"J 
sehr viel Verständnis für die Argu^ 
Moskaus aufbringt. Gleichzeitig *e". 
die Verhandlungspositionen des W«5. 
durch überzogene Kritik und bös^i 
Unterstellungen ausgehöhlt. Damit h*l 
SPD dem gesamten westlichen Bü^, 
geschadet. Sie ist mitverantwortlich, ^J 
die Genfer Verhandlungen sch^'j 
Denn warum sollte die Sowjetunion tP] 
geständnissen bereit sein, solange 81 
einen Erfolg der sogenannten Friede*1'i 
wegung und der SPD hoffen kann9 

J 
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WALDSTERBEN 

^sachenforschung ist in den ver- 
lenen Jahren vernachlässigt worden tang 

°Xid    minderung der Schwefeldi- 
VQ Und St,ckoxldemissionen durch 
hg. Qr°ßfeuerungsanlagenverord- 
$tr 9' die Festlegung erheblich 
Se ^gerer Grenzwerte für Autoabga- 
ab-i     Einführung bleifreien Benzins 
•W1"1986' d,e bereits vorgenom- 
^HQ HUnd welter geplan*© Verschär- 
nJ der Emissions- und Immissions- 
Ö^JZ? der TA-Luft und die intensiven 
U^Vnur«gen der Bundesregierung 

fcnu  Scnadstoffverrmgerung|n 

(jquj^echbarstaaten der Bundesre- 
^  "k sind richtige und wichtige 
Das ^ahrnen gegen das Waldsterben. 
Hjn??*dle Anhörung von Sachver- 
des 2'9*n durch den Innenausschuß 

Bundestages ergeben. 

(j'^deutig ergab die Anhörung aber 
Jahr 

Ucn' daß die Waldschäden in diesem 
ße an

nur desr>alb so dramatische Ausma- 
Vt 9enommen haben, weil die SPD-ge- 
Vor ,n Bundesregierungen nicht schon 
6r9rifthren die notwendigen Maßnahmen 
kty     n haben, stellt MdB Heribert Blens 

fr(j^ nders gravierend ist das Versagen 
bie{ 

er Bundesregierungen auf dem Ge- 
Wairt er Erforschung der Ursachen des 
S*chv

terb<5ns- Nach den Aussagen der 
s,erh 6rstar|digen begann das Tannen- 
h d 

en bereits zu Beginn der 70er Jahre. 

<%s Ah Weiten Hälfte der 70er Jahre kam 

^s ^   sterben von Fichten hinzu. Wenn 
bare j!j

te rioch keine endgültig nachweis- 
^steh     eit UDer die Schadensursachen 

t. ist das ein Beweis dafür, daß die 

Forschungspolitik früherer Jahre auf die- 
sem Gebiet sträflich vernachlässigt wor- 
den ist. 
Trotz aller nach wie vor bestehenden Un- 
sicherheit stimmen die unabhängigen 
Sachverständigen darin überein, daß ein 
wie auch immer ablaufendes Zusammen- 
wirken von Schwefeldioxid, Stickoxiden 
und Ozon wesentlich zu den Waldschäden 
beiträgt. 
Die Aussagen der Sachverständigen ma- 
chen es notwendig, weitere Maßnahmen 
der Luftreinhaltung zu prüfen. Dazu gehö- 
ren: 
— eine stärkere und schnellere Vermin- 
derung der Stickoxidemissionen von 
Feuerungsanlagen und sonstigen indu- 
striellen Anlagen, 
— eine Verminderung von Stickoxidemis- 
sionen der Kraftfahrzeuge durch Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung, 

— die Abkehr von der „Politik der hohen 
Schornsteine", die für den Ferntransport 
der Schadstoffe verantwortlich ist 
— und eine weitere Forcierung der Ursa- 
chenforschung. 
Entscheidungen mit weitgehenden wirt- 
schaftlichen und sonstigen Auswirkungen 
sollten in Anbetracht der Unsicherheit der 
Wissenschaftler über die Schadensursa- 
chen auf jeden Fall erst nach sorgfältiger 
Prüfung getroffen werden. 

Union hat Schrittmacherrolle 
übernommen 
Das Bundeskabinett hat in Anlehnung an 
die   amerikanischen   Bestimmungen   die 
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Abgas-Grenzwerte für Kraftfahrzeuge so 
festgelegt, daß dies zu einer etwa 
90%igen Reduzierung der Schadstoffe 
führt. Damit wird erfüllt, was wir uns im 
Entschließungsantrag vom 14. September 
vorgenommen haben: Im Interesse einer 
raschen Realisierung der Schadstoffmin- 
derung der Auto- und Mineralölindustrie 
Werte an die Hand zu geben, die es er- 
möglichen, die notwendigen Entwick- 
lungs- und Umstellungsarbeiten umge- 
hend aufzunehmen, um die vorgeschrie- 
benen Grenzwerte spätestens ab 1986 er- 

füllen   zu   können, 
Schmidbauer fest. 

stellt   MdB 

Wir denken nicht daran, eine best"^ 
Technik, z. B. die des Katalysators, v 
schreiben. Was wir wollen, sind Gren^[Tief 
te, die — mit welcher Technik auch i ^ 
— eingehalten werden. Rasch wirK* rC( 
Reduzierung der Schadstoffe in un ^ 
Luft tut not, d. h., die Übergangsze'. ^ 
alle Kraftfahrzeuge umgestellt sind, * ,, 
ein Mindestmaß zu verkürzen. Diey" ^ 
lung auf bleifreies Benzin muß zü9'9 
hen. 

Waldschäden nach Baumarten 
Waldfläche 
1000 Hektar    Stufe 1 

Davon geschädigt1) 
Stufe 2 Stufe 3 

Fichte 2951 30% 10% 0,9% 

Kiefer 1464 31% 10% 1,0% 

Tanne 176 27% 42% 7,0% 

Buche 1250 22% 4% 0,3% 

Eiche 615 13% 2% 0,2% 

Sonstige 950 9% 7% 0,4% 

Insgesamt 7406 25% 8,5% 0,9% 

Waldschäden nach Ländern 
Waldfläche 
1000 Hektar    Stufe 1 

Davon geschädigt1) 
Stufe 2 Stufe 3 

Schleswig-Holstein 
Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Hessen 
Rheinland-Pfalz 
Baden-Württemberg 
Bayern 
Saarland 

137 
977 
855 
834 
771 

1303 
2444 

85 

9% 
12% 
28% 
11% 
18% 
31% 
34% 
9% 

2% 
4% 
6% 
3% 
4% 

18% 
10% 
2% 

0,4% 
1,0% 
0,7% 
0,6% 
0,7% 
0,6% 
1,2% 
0,3% 

Bundesgebiet 7406 25% 8,5% 

') Schadensstufe 1: kränkelnd 
Schadensstufe 2: krank 
Schadensstufe 3: sehr krank bis absterbend 

Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

0,9% 

41 o/o 
43 <>/o 

76 •/• 
26 °/» 
15°/' 
l7«/o 

340/. 

insfl« 

l2o/o 

17* 
350/c 

14°/' 
23 0/0 

49°/° 

11* 

34* 
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BUNDESBAHN 

Jariferhöhungen beim Berufs- und 
Hülerverkehr ein „sozialer Skandal"? 
Bit 
Wkm Bundesbahnvorstand für 
hJJJ beabsichtigten Fahrpreiserhö- 
v 

n9en für den Berufs- und Schüler- 
^rhl?hr hat der GdED-VorsItzende 
be> .Haar als „sozialen Skandal" 
dj föhnet. Ähnlicher Worte hat sich 
beut  Werkschaft der Eisenbahner 
^p^phlands in Zeiten der SPD/ 
fijk 'K°alition nicht bedient. Dies 
rttit^

2u der Frage: Wie war es bisher 
rUfs      pahrpreiserhöhungen für Be- 

*" und Schülerfahrkarten? 

U®r Berufs- und Schülerverkehr hat ei- 
^hnit/1 Kostendeckungsgrad von im 
*ent i 20 Prozent; die fehlenden 80 Pro- 
SchuMrden aus Steuermitteln oder durch 
SpD/Fnnaufnahme 9edeckt- Dies nat die 

19?D   ^-Bundesregierung  am   14.  Juni 
auf2 

Veranlaßt, den Bundesbahnvorstand 
schie dern- die Kostendeckung für den 
Sern ^npersonennahverkehr zu verbes- 
tiüt'c ieser Auftrag der Regierung Hel- 
Qrunrt? midt gjlt heute noch und ist auch 
des r!a9e der neuesten Entscheidung 

bundesbahnvorstandes,   stellt   Karl 

Heinz Lemmrich, Vorsitzender des Ver- 
kehrsausschusses des Deutschen Bun- 
destages, fest. 
Bemerkenswert ist noch, daß zum damali- 
gen Zeitpunkt — 14. Juni 1978 — der heu- 
tige GdED-Vorsitzende Haar Parlamentari- 
scher Staatssekretär des Bundesmini- 
sters für Verkehr war. Dieses Amt beklei- 
dete er von 1972 bis 1979; in diesem Zeit- 
raum stiegen die Preise für Berufswo- 
chenkarten um 52,4 Prozent, für Berufs- 
monatskarten um 52,9 Prozent und für 
Schülerfahrkarten um 85,8 Prozent. 

Bei diesen Preissteigerungen ist Herrn 
Haar, der dafür mitverantwortlich ist, nie 
der Gedanke gekommen, die als „sozialen 
Skandal" zu bezeichnen. Gerade als Vor- 
sitzender einer Einheitsgewerkschaft soll- 
te er aber nicht mit zweierlei Maß messen; 
auch seiner Glaubwürdigkeit ist er das 
schuldig. 
Das Ausmaß der Preissteigerungen in den 
letzten zehn Jahren im Berufsverkehr von 
rund 96 Prozent und im Schülerverkehr 
von 127 Prozent geht aus folgender Zu- 
sammenstellung hervor: 

Berufs-Wochenkarten Berufs-Monatskarten Schülerkarten 

+ 10,0% + 10,0% + 10,0% 
+   4,0% +  4,5% + 14,0% 
+  5,5% +  5,5% +  5,5% 
+ 12,0% + 12,0% + 20,8% 
+ 11,8% + 11,8% + 20,4% 
+  5,9% +  5,9% +   5,5% 
+  3,2% +  3,2% +  9,3% 
+  5,7% +  5,7% +  6,1% 
+  9,0% +  9,0% +   8,3% 
+ 10,9% + 10,9% + 11,0% 
+ 12,7% + 12,7% + 12,5% 
+  5,0% +  5,0% +  3,6% 

^tlich 
95,7% 96,2% 127,0% 

wird aber auch, daß die Preiserhöhungen der DB an Grenzen stoßen. 
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• RÜCKKEHRHILFEN 

Ausländischen 
Arbeitnehmern in der 
Heimat beim 
Existenzaufbau helfen 
Das vom Deutschen Bundestag mit 
den Stimmen der Koalitionsparteien 
beschlossene Gesetz zur Förderung 
der Rückkehrbereitschaft ist ein 
wichtiges Element der Ausländer- 
politik der Bundesregierung. Es ist 
durch drei Schwerpunkte gekenn- 
zeichnet: 
— Integration der seit langem bei 
uns lebenden ausländischen Arbeit- 
nehmer und ihrer Familien, 
— Begrenzung des weiteren 
Zuzugs, 
— Förderung der Rückkehrbereit- 
schaft. 
Diese drei Ziele haben einen engen 
inneren Zusammenhang, deshalb 
darf der vorliegende Gesetzentwurf 
nicht isoliert gesehen werden, stellt 
Alfons Müller (Wesseling) fest. 

Unsere Politik ist keine Politik nach der 
Parole „Ausländer raus", auch wenn 

immer wieder versucht wird, dies der 
CDU/CSU zu unterstellen. Die Ausländer- 
politik ist ein viel zu empfindlicher Bereich, 
um hier aus parteitaktischen Gründen ge- 
geneinander Stimmung zu machen. 
Die CDU/CSU-Fraktion hat immer ein kla- 
res Bekenntnis zur Integration der Auslän- 
der abgegeben, die bei uns auf Dauer le- 
ben wollen. Einerseits müssen wir einse- 
hen und uns darauf einstellen, daß wir 
auch in Zukunft mit einer großen Zahl von 
Ausländern leben werden, andererseits 
dürfen wir uns aber auch nicht der Tatsa- 
che verschließen, daß viele Ausländer lie- 

dorf 

ft 

ber in ihr Heimatland zurückkehren 

leben und arbeiten wollen. 

Wir lehnen  jede Zwangsmaßnahme 
Rückführung ausländischer Arbeitne 
und  ihrer Familien  kategorisch a&- ^ 
Rückkehr von Ausländern kann nu 
der Basis der Freiwilligkeit erfolgen- 

Trotz der schwierigen Haushältst r 

die Bundesregierung ein Konzept v ^ 
legt, das auf realistischen Zahlen D j5i 
und deshalb auch finanzierbar ist- ' ^ 
maßvoll und gezielt vorgegangen ^ 
nicht nach dem GießkannenprinZ'P; ,^ 
hat Mitnahme-Effekte soweit wie tf09^ 
ausgeschlossen. Darum sind die ^ 
Spruchsvoraussetzungen sowohl ^ 
zeitlichen Rahmen (1 Jahr Laufzeiten 
auch von persönlichen Voraussetzt ^ 
her (Arbeitslosigkeit durch Konkurs- ,j 
triebsschließung oder mehr als 6 M 
Kurzarbeit) an enge Kriterien gebun 

Der Gesetzentwurf der christlich-Ü^^' 
Regierung  ist trotzdem  weitergen 
als frühere Pläne der SPD. - 

^ eiF 
— Die Rückkehrhilfen werden um   a 
Sockelbetrag, der dem durchschnitt" ^ 
Arbeitslosengeld nach Dauer und 
entspricht, erweitert. M 

— Dieses gilt entsprechend auch fu 
dergeldleistungen. A 

— Die Möglichkeit der Beitragserst* ^ 
aus der gesetzlichen Rentenversicn6 

wird erheblich verbessert. 

Die Sockelbeträge aus der Arbeits'0^ 
Versicherung (10500,— DM) und def./ 
dergeldes (je hier lebendes Kind 1 ^ 
DM)- • 
— die Erstattung aus der Renten 
cherung, ^ 
— die Ablösung der staatlich begUf1 

ten Sparverträge, j 
— die Ansprüche aus der betrieb" J- 
Altersversorgung schaffen mit hier a ^ 
sammelten Ersparnissen oft ein Volu ^ 
das den Aufbau einer Existenz in de' 
mat ermöglicht. 
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INFORMATION 
1320O0 Ausländer weniger 
"'* vor einem Jahr 
pr

üf 4535000 — das sind 132000 oder 3 

*ift2en* Wen'9er als vor einem Janr — De" 
v^11 das Statistische Bundesamt die 
M.,• der Ausländer, die Ende September 

*Ses Jahres im Ausländerzentralregister 
e*aßt waren. Der deutliche Rückgang ge- 
S?^81, Herbst 1982 ist hauptsächlich auf 
sj  y^nderungsbilanz zurückzuführen. So 

bis k allein in der Zeit von 0ktober 1982 

he März dieses Jahres rund 80000 Perso- 
13 

Weniger ins Bundesgebiet zugezogen 
j   JOOO) als von hier fortgezogen sind 

'000).  Verglichen  mit  dem  entspre- 
dern7

den Zeitraum 1981/82 hat die Zahl 
die u9e um 36 Prozent abgenommen, 
gi . der Fortzüge ist dagegen in etwa 
die'

Cn geblieben. Auch im zweiten Quartal 
Ktejt Jan''es scheint sich diese Tendenz 
len 

er fortgesetzt zu haben, wie die Zah- 
I a^s einigen Bundesländern erkennen 
Q *en- Und wäre nicht der relativ hohe 
B6 

Urter>überschuß der ausländischen 
de

völkerung, so wäre die Zahl der im Bun- 
ker9ebiet übenden Ausländer noch star- 
^   2Urückgegangen. 

st ®r den verschiedenen Nationalitäten 
hr Weiterhin die Türken mit 1552000 
foiat°nen (34 Prozent) an der Spitze, ge- 
f»r? 

Von den Jugoslawen (613000 oder 14 
ia f

ent) und den Italienern (565000 oder 
Dozent). 

b 

, ^/Kit-Kritik an Arbed-Lösung 

ÖeJ?'tik des SPD-Vorsitzenden an den 
der      Un9en  der  Bundesregierung  und «r s?^_,.,    .. 

^ait, 
s°b0. 

Met    (. .. uuiiuvaiv3iviv,,B        

fcrta, aarlandischen Landesregierung zur 
lltUr»g der ARBED Saarstahl ist eben- 
)shaft wie falsch. Statt die Brandstif- 

ter in den eigenen Reihen zu suchen, 
bläst Brandt zur Hatz auf die Feuerwehr. 
Im Gegensatz zu den Regierungen Brandt 
und Schmidt, die 13 Jahre lang nichts ge- 
tan haben, um die Strukturschwierigkeiten 
der deutschen Stahlindustrie zu beheben, 
haben sich die Bundesregierung unter 
Bundeskanzler Helmut Kohl und die saar- 
ländische Landesregierung unter Minister- 
präsident Werner Zeyer nicht vor der Ver- 
antwortung gedrückt, sondern ebenso wie 
die Anteilseigner und die Arbeitnehmer 
der ARBED Saarstahl einen Beitrag zur 
Rettung des Konzerns geleistet. Daß sich 
der IG-Metall-Vorsitzende Hans Mayr an 
solchen Verfälschungs- und Verleum- 
dungsaktionen der SPD beteiligt, läßt den 
Anspruch der Einheitsgewerkschaft auf 
parteipolitische Neutralität fragwürdig 
werden, erklärt der Sprecher der CDU, 
Wolter v. Tiesenhausen. 

Engelmann soll zurücktreten 
Bemt Engelmann, Vorsitzender des Ver- 
bandes deutscher Schriftsteller, soll von 
seinem Amt zurücktreten. Dies fordern 50 
im VS organisierte Autoren. In einer in 
Berlin verbreiteten Erklärung heißt es, En- 
gelmann habe — seit er dem Verband vor- 
stehe — die Interessen der Schriftsteller 
„ständig einer falschverstandenen Diplo- 
matie" untergeordnet; man fühle sich 
„durch Bernt Engelmann nicht mehr ver- 
treten". Auch die Angriffe gegen Manes 
Sperber wurden von den Autoren zurück- 
gewiesen. Weiter wird kritisiert, der VS- 
Vorsitzende habe aus der DDR emigrierte 
Kollegen die Solidarität verweigert und sie 
aus dem Verband getrieben. Auf eine In- 
itiative Engelmanns hin sei der Wortlaut ei- 
nes Schreibens des VS und des PEN an 
die Warschauer Militär-Junta so verändert 
worden, daß der Eindruck entstehen müs- 
se, man bestehe nicht auf Wiederzulas- 
sung des aufgelösten polnischen Schrift- 
stellerverbandes. Zu den Unterzeichnern 
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der Rücktrittsforderung gehören u. a. 
Günter Grass, Sarah Kirsch, Siegfried 
Lenz, Jürgen Fuchs und Horst Bingel. 

Hohler Aktionismus 
Zu der Behauptung einer Sprecherin der 
Grünen, Moskaus Friedenswille sei glaub- 
hafter als der Washingtons, erklärt der 
stellvertretende Sprecher der CDU, Walter 
Brückmann: Mit ihrer Unterstellung bewei- 
sen die Grünen, daß sie in ihrer anti-ameri- 
kanischen Haltung gestärkt aus Moskau 
und Ost-Berlin zurückgekommen sind. 
Aus der grünen Einäugigkeit ist fast schon 
Blindheit geworden. Der Kreml kann sich 
freuen. Daran ändern auch die vorder- 
gründigen Demonstrationen in Moskau 
oder Ost-Berlin nichts. So lange die dorti- 
ge Bevölkerung wegen einer solchen De- 
monstration ins Gefängnis muß, ist das 
auf Fernsehwirkung angelegte Verhalten 
der Grünen nichts als hohler Aktionismus 
mit Billigung Moskaus. 

Bund soll Nothelfer spielen 
für NRW-Pleite 
Das Finanzhilfe-Begehren der nordrhein- 
westfälischen Landesregierung an den 
Bund wertet der stellvertretende CDU/ 
CSU-Fraktionsvorsitzende, Walter Altham- 
mer, als ein deutliches Eingeständnis des 
finanz- und haushaltspolitischen Versa- 
gens der SPD-Regierung. Die Schuldzu- 
weisung für dieses Debakel an den Bund 
durch Finanzminister Posser entbehre je- 
der Grundlage. Es sei bezeichnend, daß 
das Land NRW mit seiner absoluten SPD- 
Mehrheit den Bund gerade jetzt als Not- 
helfer angeht, wo die neue Regierung den 
desolaten Bundeshaushalt mit Erfolg in 
Ordnung bringe. Finanzminister Posser 
müsse erst noch erklären, warum die be- 
stehende Lastenverteilung zwischen dem 
Bund und dem Land erst jetzt als unhalt- 

bar erkannt worden sei. Bis zum Sp 
des Bundesverfassungsgerichts über 

ucH 
den 

hen* Finanzausgleich   gelte   die   beste! 
Rechtslage weiter. Die SPD-Regierur>? 
NRW habe noch ein Jahr Zeit, ihre eige' 

sie 
nen Schulden zu  reduzieren, bevor 
sich dem Wählerentscheid stellen muB' 

Werner Remmers leitet 
Koordinationsausschuß für 
Medienpolitik 

i«t $ „Ohne die Mitwirkung der Medien » ,(, 
Integration Europas undenkbar. DeS ,e(1 

wird die europäische Medienpolitik m ^ 
kommenden Jahren eine besondere . 
spielen", erklärte der Generalsekretär 
ner Geißler anläßlich der konstituiere^ 
Sitzung   des   KoordinationsausschjJS 

für Medienpolitik der CDU/CSU in » plj 
Geißler erinnerte daran, daß sich die -f 
bereits auf ihrem Parteitag in Köln . 
ausgesprochen hat, gemeinsam rrm . 
anderen Mitgliedstaaten der Europa'5 gj, 
Gemeinschaft auf die Verwirklichung % 

nes europäischen Fernsehprogr* 
über Satellit hinzuarbeiten. Der Gener^ 
kretär gab der Hoffnung Ausdruck, gj, 
die moderne Kommunikationstechm ^ 
nen wichtigen Beitrag zur Belebung x 
Deutschen Wirtschaft leisten werde- p ,. 
und Länder müßten eng zusammen* , 
ten, um durch die Schaffung Ordnung  ± 

(H" litischer Voraussetzungen den te 
sehen Fortschritt in angemessener 
für die Menschen nutzbar zu machen 

Der Koordinierungsausschuß für Me •,, 
Politik der CDU/CSU wählte den ^%. 
zenden der CDU-Fraktion des nieder*^ 
sischen Landtages, Werner Rern >^ 
zum neuen Vorsitzenden. Zu Stellv© y, 

ro|d tern wurden der Vorsitzende der 
Fraktion im bayerischen Landtag, ^ 
Tandler,  und der bisherige Vorsitz* 
Bundesminister Christian Schwarz-5 

ling. 
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ARTENSCHUTZ 

^rnünftige Verbesserungen für 
"ier- und Pflanzenwelt 
i de«" letzten Sitzung des Deutschen 
WiiU?esta9es wurde ein Gesetzent- 
Ce     Fraktionen von CDU/CSU 
Wa k  P zur Anwendung des 

koiÜ   n9toner Artenschutzüberein- 
Set        s verabschiedet. Dieses Ge- 
d * s*eht im Zusammenhang mit 

•Ji Beitritt der Europäischen Ge- 
«ch   °haft 2um Washingtoner Arten- 
9eru2abkommen und scnüt2t die 

Shr?rlrdeten Arten freilebender Tiere 
a Ganzen. 

Qle CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
nw'cn in den vorausgegangenen parla- 
% cnen Beratungen mit Nachdruck 
I9^r angesetzt, daß der Termin 1. Januar 
%la ein9enalten werden kann und mit 
starvf dieses Jahres kein rechtloser Zu- 
he- 

d e'ntritt. Die Folge wäre ein weitge- 
d(J?. Ungehinderter Import von schutzbe- 
dJJ?8en Tieren und Pflanzen in die Bun- 
2uiet

epublik Deutschland gewesen. Bis 
ten !?* nat die Opposition das Inkrafttre- 
derü Gesetzes durch überzogene For- 
gje 

n9en gefährdet. Von der Bundesre- 
iiny:.n9 vorgetragene Tatsachen, die die 
den 

ande gegenstandslos machten, wur- 
ste«» V°n den Grünen einfach ignoriert, 
füre der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 
d6r [J^nrung, Landwirtschaft und Forsten 
$Us* /CSU-Bundestagsfraktion, Egon 
Dj 

ÖSet, fest. 

*b6nf 
CDu/CSU-Bundestagsfraktion    hat 
al|s einen Begleitantrag zur Ände- ^ mg s%mt Naturschutzgesetzes   zuge- 

hsf}' Darin wird die Bundesregierung in 
Veilj Abs'cht unterstützt, eine Gesamtno- 
ten^-9 des Artenschutzrechtes vorzu- 

n- Ziel ist es, die auch von Fachleuten 

nur noch mit Mühe überschaubare 
Rechtslage zu vereinfachen und damit die 
Durchführung der Vorschriften zu erleich- 
tern und zu verbessern. 

Zum Schütze der unmittelbar vom Aus- 
sterben bedrohten Meeresschildkröten 
hat der Deutsche Bundestag weiterhin ei- 
ne Empfehlung des Ausschusses für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten ver- 
abschiedet. Diese Entschließung basiert 
auf einer Initiative der CDU/CSU- und der 
FDP-Bundestagsfraktionen. Die Bundes- 
regierung wird aufgefordert, weitergehen- 
de und schärfere Maßnahmen zum Schüt- 
ze der Meeresschildkröten zu ergreifen. 
Die Einfuhr in die Bundesrepublik 
Deutschland soll verboten, in Brüssel soll 
auf einen Einfuhrstopp für die gesamte 
Europäische Gemeinschaft hingewirkt und 
die Kontrollen bei den Zollbehörden sollen 
verschärft werden. 
Diese Initiativen sind unerläßliche Schritte, 
um den illegalen Handel von Tieren und 
deren Produkten zu unterbinden. Sie lei- 
sten somit einen weiteren Beitrag zur Er- 
haltung gefährdeter Arten. 

Es wäre allerdings eine Illusion zu glau- 
ben, daß mit der Verabschiedung dieser 
Beschlüsse die Probleme gelöst sind, er- 
klärt MdB Adolf Herkenrath. Am Beispiel 
der Meeresschildkröten werde deutlich, 
daß der Einfluß der Bundesrepublik 
Deutschland, hier etwas zu ändern, be- 
grenzt sei. Unsere Vorstellungen zum 
Tierschutz lassen sich nicht ohne weiteres 
auf die Länder der Dritten Welt übertra- 
gen. Wer den Fischern, die vom Schildkrö- 
tenfang leben, durch Verbote das Brot 
nehmen will, müsse auch Wege suchen, 
den Brotkorb wieder zu füllen. 
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• JUGENDSCHUTZ 

Schund-Videos wird 
der Kampf angesagt 
Die Koalitionsfraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP werden noch im 
November im Deutschen Bundestag 
einen Gesetzentwurf zur Novellie- 
rung des Jugendschutzes in der Öf- 
fentlichkeit einbringen. Mit diesem 
Entwurf soll das geltende Jugend- 
schutzgesetz aus dem Jahre 1951 
bzw. 1957 an die heutige Situation, 
den heutigen Jugendschutzbedürf- 
nissen, angepaßt werden, erklärten 
der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 
Jugend, Familie und Gesundheit der 
Bundestagsfraktion, Hermann Kroll- 
Schlüter, der Abgeordnete Roland 
Sauer (Stuttgart) und der jugendpoli- 
tische Sprecher der FDP-Fraktion, 
Norbert Eimer (Fürth). 
Im Mittelpunkt des Gesetzgebungsvor- 

habens steht die Verbesserung des Ju- 
gendschutzes gegen Darstellungen von 
Brutalität, Horror und Pornographie auf Vi- 
deokassetten. Die Abgeordneten haben 
hierzu auf die äußerst besorgniserregen- 
den Auswüchse auf dem Videokassetten- 
Markt hingewiesen: Das Programmange- 
bot auf Videokassetten umfaßt heute be- 
reits mehr als 5000 Titel. Der wesentliche 
Inhalt zahlreicher Video-Filme besteht in 
Darstellungen extremer Gewalttätigkeiten 
gegen Menschen, grauenvollen Folterun- 
gen und Morden einschließlich kannibali- 
stischer Handlungen und in Darstellungen 
harter Pornographie. Videokassetten mit 
derart makabren Inhalten sind vielerorts 
auch Kindern und Jugendlichen ohne nen- 
nenswerten Schwierigkeiten zugänglich. 
Nach dem Gesetzentwurf sollen bespielte 
Videokassetten künftig an Kinder und Ju- 
gendliche nur abgegeben oder ihnen 
sonst zugänglich gemacht werden dürfen, 

wenn die Kassetten-Programme fuJ 
Altersgruppe  freigegeben   und  ent v 

chend gekennzeichnet sind. __    - 
Außerdem soll der strafrechtliche Seh 
gegen      extreme      Gewaltdarsteliuny^ 
durch eine Verschärfung des § 13'      5t 
verbessert werden. Grausame oder s 
unmenschliche Darstellungen von Ge 
tätigkeiten gegen Menschen sollen «u   p 

strafrechtlich verboten sein, auch      . 
mit der Darstellung keine Verherrlich 
oder Verharmlosung der Gewalt ver 
den ist. ,, 
Ein weiterer Schwerpunkt des Geseu. 
wurfes ist die Verbesserung des Ju9 ^je 
Schutzes gegen Alkoholmißbrauch. . 
bisher sollen Abgabe und Verzehr „ha^ 

" ,eren 

Jugendschutzes   sollen   darüber  hin   ( 

künftig „weiche Alkoholika"  (Bier, w  ., 
an unter 16jährige in der Öffentließ. 
weder zum eigenen noch zum — an^bge- 
chen — Verzehr durch Erwachsene a 
geben werden dürfen. Ferner ist verei- 
nen, in der Öffentlichkeit die Abgabe . 
eher" alkoholischer Getränke in AUt° 
ten zu verbieten. ~ 
Des weiteren sollen elektronische Vi 
Spielautomaten   mit   kriegsverhern'^ .n 

Alkoholika  bei  Minderjährigen  verbo 
bleiben. Im Interesse eines wirksam 

den und gewaltorientierten Darstelle•,, 
in der Öffentlichkeit an Kindern un< 
gendlichen zugänglichen Orten nicro[ ^ 
aufgestellt werden dürfen; die offen1 y 

Aufstellung anderer Video-Unterhalt^ Aufstellung anderer viaeo-uniem«»"'  e 

spielgeräte soll nur noch  innerhalb 
werblich genutzter Räume zulässig s 

it Die Vorschriften über die Anwesen. ^ 
Minderjähriger in Gaststätten und be - 
fentlichen Tanz- und Filmveranstaltung, 
werden den heutigen Bedürfnissen a  J# 

paßt. Der Bußgeldrahmen für urui-^j. 
Widrigkeiten von Veranstaltern, GeV"*njfl 
treibenden oder sonstigen Erwachs 
soll erhöht werden. y 

Die   Koalitionsfraktionen   der   CDU'   ^ 
und der FDP wollen den GesetzentW^ 
Bundestag zügig und gründlich berat 
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JUNGE UNION 

Christoph Bohr wurde zum neuen 
Ersitzenden gewählt 
JjJJ neuen Bundesvorsitzenden 
JJnlte am letzten Wochenende der 
U^tschlandtag der Jungen Union 
Jutschlands den 29jährigen wis- 
^schaftlichen Mitarbeiter an der 
c"'versität Trier, Christoph Bohr. 

nr,stoph Bohr trat damit die Nach- 
a 9e von MdB Matthias Wissmann 
2 der 10 Jahre lang den Bundes- 
Cf[i   nd der Jugendorganisation von 
""/CSU leitete. Für Christoph Bohr 

K '^mten 89,87 % der anwesenden 
Werten. 

Meue stellvertretende Bundesvorsitzen- 

Ve h 8 Wurden Roland Koch vom Landes- 
ö
rband Hessen und Josef Nachmann, 

2647rn'   Neuer   Schatzmeister   des 

\A?.ndes wurde Albrecht Geier aus Baden- 

Wau   e Wahlergebnisse: 
Kan* Bundesvorsitzender: 

ndidat: Christoph Bohr 
^e9ebene Stir 
>'tige Stimmen 
^timmen 
^-Stimmen 
l^ahl stellvertretende Bundesvorsitzende 

nd'daten: Roland Koch 

mit 
Jugendver- 

307 
242 

309 

immen: 318 
12 

275 
31 

9b 
auf 

Josef Nachmann 
gegebene Stimmen: 

•    Poland Koch fielen 

Ämn]en 
j   Josef Nachmann fielen 
jj^nnmen 

K*h'Schatzmeister: 
nd,dat: Albrecht Geier 

318 

255 

229 

*a.nd 

abgegebene Stimmen: 
Ja-Stimmen 
Wahl der Beisitzer: 
abgegebene Stimmen: 
es entfielen auf 
Friedbert Pflüger (Berlin) ¥ 224 
Thomas Kropp (Westfalen) 222 
Annette Busse (Hamburg) 204 
Thomas Stritzl (Schleswig-Holstein) 199 
Joachim Herrmann (Bayern) 198 
Matthias Kues (Niedersachsen) 194 
Hans-Georg Warken (Saarland) 178 
Stefan Kronsbein (Rheinland) 169 
Joachim von Amsberg 
(Niedersachsen) 162 
Jürgen Quensell (Rheinland) 155 
Bei der erforderlichen Stichwahl setzte 
sich Christian Nienhaus mit 205 Stimmen 
deutlich gegen Ronald Neumeyer aus Bre- 
men durch. 
Einstimmig faßte die Junge Union in Mün- 
chen eine Resolution zur Friedens- und 
Sicherheitspolitik. „Die Junge Union 
Deutschlands unterstützt nachdrücklich 
die feste Einbindung der Bundesrepublik 
Deutschland in das Verteidigungsbündnis 
der freien westlichen Staaten (NATO), 
welches uns in den letzten 38 Jahren Frie- 
den und Freiheit in Europa gesichert hat." 
Weiter heißt es im Resolutionstext: „Die 
Junge Union Deutschlands unterstützt 
ausdrücklich den NATO-Doppelbeschluß 
vom Dezember 1979. Er bietet die einmali- 
ge Chance zur echten Abrüstung und zur 
Durchbrechung der Rüstungsspirale in 
diesem wichtigen Bereich ... 
Langfristiges Ziel deutscher Außen- und 
Sicherheitspolitik muß es daher sein, im 
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Rahmen einer gesamteuropäischen Frie- 
densordnung die Waffenpotentiale auf ein 
Minimum zu reduzieren, die Möglichkeit 
der Vernichtung dieser Welt auszuschlie- 
ßen und dauerhaft Frieden in Freiheit zu 
sichern." 
Am Samstag (12. November 1983) disku- 
tierten die Delegierten des Deutschlandta- 
ges über zwei Stunden lang mit Bundes- 
kanzler Helmut Kohl. Am Sonntag war der 
bayerische Ministerpräsident Franz Josef 
Strauß Gast der Jungen Union. 
Schwerpunktthema des Deutschlandta- 
ges war der Leitantrag zum Thema Ökolo- 
gie/Ökonomie. Nach einem Einführungs- 
referat von Prof. Bonus wurde sehr inten- 
siv über diesen Antrag diskutiert und be- 
raten. Aus Zeitgründen konnte der Antrag 
nicht in Gänze beschlossen werden. 
Mit viel Applaus wurde Matthias Wiss- 
mann von den Delegierten und Gästen 
des Deutschlandtages verabschiedet. 
Zehn Jahre hatte er die Geschicke dieses 
größten politischen Jugendverbandes ent- 
scheidend mitbestimmt und in seiner 
Amtszeit die Mitgliederzahl fast verdop- 
pelt. Der Dank galt ebenfalls den aus- 
scheidenden Bundesvorstandsmitgliedern 
Franz-Josef Jung und Franz-Christoph 
Zeitler (beide bisher stellvertretende Vor- 
sitzende) sowie Bernd Sumbel, Christiane 
Berteis, Jürgen Heike, Holger Müller, 
Bernd Huck und Christian Wulff. 

Unionsfraktion will 
Ostkontakte pflegen 
Die CDU/CSU-Fraktion setzt sich dafür 
ein, gerade auch in schwierigen Zeiten so- 
wohl die innerdeutschen als auch die Be- 
ziehungen zu den östlichen Nachbarn be- 
sonders zu pflegen. Dies erklärten der 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende Vol- 
ker Rühe und Fraktionsgeschäftsführer 
Wolfgang Schäuble nach Rückkehr von 
dreitägigen politischen Gesprächen in Bu- 
dapest und Prag. 

Das Streitgespräch 
Franz Alt mit Heiner Gei&ler 

Oizog Verlag 

Ende September 1983 fand im Rah^e' 
der  „Konrad-Adenauer-Haus-Gespräc 
in Bonn das Streitgespräch zwischeni    . 
Rundfunkjournalisten Franz Alt undy  .g 

M°' Generalsekretär Heiner Geißler statt- 
Veranstaltung wurde von dem Bonner,g 

raltheologen Professor Dr. Franz 0° ^ 
geleitet, der die verschiedenen Asp ^ 
des Streitthemas „Der richtige Weg ,, 
Frieden — Evangelium und Friedens^ 
tik" in einem Grundsatzartikel erläu 
und zusammenfaßte. $ 
In dem jetzt erschienenen Taschen* .^ 
werden das Streitgespräch sowie die 
daran anschließende Diskussion n"1'*^ 
senschaftlern, Publizisten und Po,'!Lo0 
wiedergegeben. Es ist im Günter 0 ^ 
Verlag, München, erschienen und in '^ 
Buchhandlungen zum Preise von 9,80 
erhältlich. 
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^ICH WORTE 

J'eifreies Benzin 
ö6s^0- Juli 1983 hat das Bundeskabinett 
tun 0ssen' die gesetzlichen Vorausset- 
ün^

en für die Einführung bleifreien Ben- 
bift *b 1- Januar 1986 in der Bundesrepu- 
fye 

eutschland zu schaffen. Das war aus 
^ ' Gründen notwendig: 

durchS Wird d,e Belastung der Umwelt 
Ö/e, das Schwermetall Blei vermindert. 
% - ein starkes Umweltgift. Es reichert 
ü0(/ ^er die Nahrungskette in Pflanzen 
Korr. 'erer>, aber auch in menschlichen 

Crn an- 
fyfa wird durch bleifreies Benzin der 
Qine

au.Von Abgaskatalysatoren und damit 
tech Wirkungsvolle Entgiftung der Abgase 

^ch'SCh erm°9licht 

9ö0a ^
uffassung von Experten sind Auto- 

cl;     Se •- as©  wesentlich mitverantwortlich  für 
$3U""

Jschäden. Die giftigen Abgase ver- 
über

r" nicht nur — wie Schwefeldioxid — 
Ge»vä ^e9en direkt den Boden und die 
khf er; unter dem Einfluß von Sonnen- 
0Xid*ntstenen darüber hinaus aus Stick- 

1 und Kohlenwasserstoffen  (beide 

^idfriedensbruch 
%iSeltende Straftatbestand des Land- 
x bMbruchs ~ § 125 Strafgesetzbuch 
9/s fEront diejenigen mit Strafe, die sich 
*e'fen °der Teilnenmer an Gewalttätig- 
es hder Bedrohungen, die aus einer 
öe9an nmenge mit vereinten Kräften 
<% /J*en werden, beteiligen oder die auf 
^rejt

enscnenmenge einwirken, um ihre 
förcter

Sc,laft zu solchen Handlungen zu 
%aJl' Von der Strafvorschrift werden 
9e0a 

n nur die Tatbeteiligten und die so- 
Ö/e ?

nten Anheizer erfaßt. 
t'oriQ^nme der Gewalt bei Demonstra- 
te £ ln den letzten Jahren zeigt aber, 
<#» Js geltende Recht nicht ausreicht, 
friQaiJcJen'gen wirksam zu fassen, die 
'6 Go. Demonstranten als Schild für ih- 
Kh       aten ben"tzen. 

al° macht sich zukünftig auch derje- 

Schadstoffe sind in Autoabgasen enthal- 
ten) Ozon und andere Photooxidantien. 
Sie schädigen schon in geringer Konzen- 
tration Nadeln und Blätter. 
Es ist technisch möglich, Autoabgas- 
schadstoffe durch den Einbau von „Drei- 
Wege-Abgaskatalysatoren" zu vermin- 
dern. Die Emissionen von Stickoxiden, 
Kohlenwasserstoffen und Kohlenmonoxid 
könnten auf diese Weise um rund 90 Pro- 
zent verringert werden. Katalysatoren dür- 
fen jedoch nur bei der Verwendung von 
bleifreiem Benzin eingebaut werden. 
Die Bundesregierung will mit diesen Maß- 
nahmen erreichen, daß die Schadstoffe in 
den Autoabgasen bis zu 90 Prozent ver- 
ringert werden. Der Einbau von Katalysa- 
toren wird nicht vorgeschrieben; denn es 
soll den Autoherstellern überlassen blei- 
ben, auf welchem Weg sie die Schadstoff- 
verminderung erreichen. 
Die Bundesregierung übernimmt durch 
diesen Beschluß bewußt innerhalb der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft eine Pilotfunk- 
tion. Mehrere Mitglieder der EG haben in- 
zwischen die Bereitschaft angedeutet, 
durch eigene gesetzliche Maßnahmen 
künftig ebenfalls bleifreies Benzin einzu- 
führen. 

nige strafbar, der sich bei Ausbruch von 
Gewalttätigkeiten nach einer rechtmäßi- 
gen Aufforderung nicht aus einer Men- 
schenmenge oder Versammlung entfernt. 

Bei geringer Schuld kann von Strafe abge- 
sehen werden und gänzlich straffrei sollen 
die Personen bleiben, die in der Men- 
schenmenge aus dienstlichen oder beruf- 
lichen Gründen verbleiben oder die auf die 
Menschenmenge oder einzelne Personen 
nachweislich einwirken, um diese von Ge- 
walttätigkeiten oder Bedrohungen abzu- 
halten. Durch diese Ergänzung will die 
Bundesregierung erreichen, daß Gewalttä- 
ter ihre Ausschreitungen nicht weiterhin 
aus der Deckung, die eine Menschenmen- 
ge vor dem polizeilichen Zugriff bietet, be- 
gehen können. Dadurch schützen wir die 
friedlichen Demonstranten vor Rechtsbre- 
chern und sichern das grundgesetzlich 
verbürgte Demonstrationsrecht. 
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TERMINE 
CDA Bund 
Bundesvorstand, Königswinter 
L V Westfalen-Lippe 
Landesvorstand, Dortmund 
MIT Schleswig-Holstein 
Landesvorstand 
und Kreisvorsitzende, 
Dersau/Plöner See 
L V Braunschweig 
Landesvorstandssitzung, 
Braunschweig 
CDA Bund 
Betriebs- und Personalräte- 
konferenz, Köln 
Junge Union Niedersachsen 
Niedersachsenratssitzung, 
Hannover 
BV Nordwürttemberg 
Bezirksvertreterversammlung, 
Ditzingen 
Junge Union Rheinland 
Landesvorstand, Leverkusen 
LV Oldenburg 
Landesvertreterversammlung, 
Oldenburg 
LV Oldenburg 
Landesvorstand, Oldenburg 
Frauenvereinigung Rheinland 
Landesvorstand, Köln 
LV Berlin 
69. Landesparte/tag, Berlin (ICC) 

25.726. 11. 

25. 11. 

25.726. 11. 

26. 11. 

26. 11. 

26. 11. 

26. 11. 

30. 11. 

1. 12. 

2. 12. 

2 12. 

2.73. 12. 

2.73. 12. CDA Nordrhein-Westfalen 
Arbeitnehmergruppe NW 
(Klausur), Haltern 

3.74. 12. CDA Hessen 
Seminar für Betriebsräte, 
Königstein 

3. 12. LV Baden-Württemberg „ 
Sicherheitspolitischer Kong^ 
Kirchzarten 

3.74. 12. Junge Union Niedersachsen    M 
Landesvorstand, BadZwiscW 

3. 12. BV Südbaden 
Bezirksvertreterversammlund' 

Freiburg 
3.74. 12. RCDSBund ,jp 

Bundesausschußsitzung, Ber 

5. 12. Frauenvereinigung Saar 
Landesvorstand, Bübingen 

5.78. 12. OMVBund .näfi 

Deutschlandpolitisches Sem"1 

Berlin 
6. 12. CDA Schleswig-Holstein 

Landesvorstand, Kiel 
9. 12. MIT Bund p 

Bundesvorstandssitzung, °° 
10. 12. Junge Union Saar 

Landestag, Saarbrücken 
10. 12. LV Baden-Württemberg 

Landes vertreterversammluW' 
Sindelfingen 

10. 12. LV Westfalen-Lippe 
40. Landesparteitag, Münster 

11.717. 12. Exil-CDU ^ 
Deutschlandpolitisches Sem" 
Berlin 
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